
Zweckverband Heimbach - 
Wasserversorgungsgruppe 

Sitz Dornhan, Landkreis Rottweil 
 

V E R B A N D S S A T Z U N G 
 

 
Aufgrund der §§ 5, 13 und 21 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (GKZ) in Verbindung mit 
§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
hat die Verbandsversammlung am 12. Dezember 
2001 (§ 14 der Verhandlungsniederschrift) folgende 
Neufassung der  
 

V e r b a n d s s a t z u n g  
 
beschlossen:  
 
 
 
I. Allgemeines 

 
§ 1 

Name, Zweck und Sitz des Verbandes 
 
(1) Die Gemeinden Dornhan, Bösingen, Fluorn-

Winzeln und Oberndorf a.N., Landkreis Rottweil 
sowie Alpirsbach, Landkreis Freudenstadt, bilden 
unter dem Namen  
   "Zweckverband Heimbach - 
   Wasserversorgungsgrupppe" 
einen Zweckverband im Sinne des Gesetzes 
über Kommunale Zusammenarabeit (GKZ). 
 

(2) Der Zweckverband hat die Aufgabe, nach nähe-
rer Bestimmung dieser Satzung, den Mitgliedern 
trinkbares Wasser einschließlich des Wassers für 
Feuerlöschzwecke zu liefern. 
 

(3) Der Zweckverband erstrebt keinen Gewinn. 
 
(4) Er hat seinen Sitz in Dornhan, Landkreis Rottweil. 
 
 

§ 2 
Anlagen 

 
(1) Alle Anlagen die der Gewinnung, Aufbereitung 

und Zuleitung des Wassers dienen, stehen im 
Eigentum und in der Unterhaltung des Zweck-
verbands (verbandseigene Anlagen). Zu diesen 
Anlagen gehören auch die durch Verbandsge-
meinden führenden Hauptversorgungsstränge, 
soweit sie zugleich der Wasserzuführung zu an-
deren Verbandsgemeinden dienen. 
 

(2) Die Ortsrohrnetze stehen im Eigentum und in der 
Unterhaltung der Verbandsgemeinden. Dasselbe 
gilt für Fallleitungen zwischen Hochbehältern und 
Ortsnetzen und für Anschlussleitungen zu Par-
zellen, die mit geschlossenen Ortsbezirken nicht 
zusammenhängen (gemeindeeigene Anlagen). 
 
 

(3) Liegen besondere Verhältnisse (z.B. Beteiligung 
mehrerer Gemeinden an gemeindeeigenen An-
lagen, Berücksichtigung von Sonderwünschen 
einzelner Gemeinden bei Neubauten verbands-
eigener Anlage, Neuanschluss bisher noch nicht 
versorgter Gemeindeteile) vor und lassen sich 
die generellen Regelungen der Abs. 1 und 2 
deshalb nicht anwenden, so sind die gegenseiti-
gen Rechte und Pflichten zwischen den Beteilig-
ten durch besondere Vereinbarungen i.S. des § 9 
des Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit 
geregelt. 
 

(4) Die Verbandsgemeinden sind verpflichtet, ihre 
Anlagen in regelmäßigen Zeitabständen fach-
männisch untersuchen zu lassen. Beim Vorliegen 
besonderer Gründe kann der Zweckverband ver-
langen, dass eine außerordentliche Untersu-
chung durchgeführt wird. Führt sie nicht zu we-
sentlichen Beanstandungen, so muss der 
Zweckverband die Kosten der Untersuchung tra-
gen. 

 
 

§ 3 
Wasserlieferung 

 
(1) Die Abgabe von Wasser an die Verbandsge-

meinden erfolgt im Rahmen der verfügbaren 
Wassermengen ohne Festlegung eines Höchst- 
oder Mindestbezugs. Die Verbandsgemeinden 
sind jedoch verpflichtet, die Abnehmer in was-
serarmen Zeiten durch gemeinsame Maßnah-
men zu sparsamem Wasserverbrauch anzuhal-
ten und in ihren örtlichen Satzungen eine ent-
sprechende Bestimmung hierüber aufzunehmen. 
 

(2) Wird bei längerer Trockenheit oder aus sonstigen 
Gründen eine Einschränkung der Wasserabgabe 
durch den Verband erforderlich, so erfolgt eine 
anteilige Kürzung, wobei der durchschnittliche 
Wasserbezug der einzelnen Verbandsgemein-
den in den letzten drei Jahren zugrunde gelegt 
wird. 
 

(3) Das auf das Jahr 1916 zurückgehende Wasser-
bezugsrecht der Stadt Oberndorf a.N. beschränkt 
sich auf die Versorgung des Stadtteils Lindenhof 
mit einer Höchstmenge von 150 m³ je Tag. Für 
die gegenseitigen Beziehungen zwischen dem 
Zweckverband und der Stadt Oberndorf a.N. gilt 
im übrigen die Vereinbarung im Sinne des § 9 
des Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit 
über die Verbundwirtschaft vom 14. Januar 1965. 
 

(4) Der Zweckverband darf einen Verbraucher im 
Versorgungsgebiet einer Verbandsgemeinde nur 
mit deren Zustimmung unmittelbar mit Wasser 
beliefern. Eine Wasserabgabe an Abnehmer au-
ßerhalb des Verbandsgebietes kann von der 
Verbandsversammlung beschlossen werden, 
soweit hierdurch die Wasserversorgung der Ver-
bandsgemeinden nicht beeinträchtigt wird.  
 



(5) Vor Änderungen ihrer eigenen Anlagen, die auf 
die Wasserabnahme vom Zweckverband einen 
größeren Einfluss haben, müssen sich die Mit-
glieder des Zweckverbands mit diesem ins Be-
nehmen setzen. 

 
 
 
II. Verfassung, Vertretung und Verwaltung 
des Zweckverbands 
 

§ 4 
Organe 

 
(1) Organe des Zweckverbands sind 

1. die Verbandsversammlung, 
2. der Verwaltungsrat 
3. der Verbandsvorsitzende 
 

(2) Soweit durch Gesetz oder Satzung nichts ande-
res bestimmt ist, sind auf die Organe die Vor-
schriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg über den Gemeinderat und den 
Bürgermeister sinngemäß anzuwenden. 

 
 

§ 5 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Ver-

tretern der Verbandsgemeinden. Jede Ver-
bandsgemeinde entsendet je angefangen 500 
Einwohner 1 Vertreter, höchstens jedoch sieben 
Vertreter. Verbindlich ist die für die Zusammen-
setzung des Gemeinderats maßgebende Ein-
wohnerzahl. 
 

(2) Bei Gemeinden, die nur teilweise vom Zweckver-
band versorgt werden, ist die Zahl der durch den 
Zweckverband versorgten Einwohner maßge-
bend. 
 

(3) Die Bürgermeister der Verbandsgemeinden sind 
von Amts wegen Vertreter ihrer Gemeinden in 
der Verbandsversammlung. Im Verhinderungsfal-
le tritt an ihre Stelle ihr allgemeiner Stellvertreter 
oder ein beauftragter Bediensteter. Soweit einer 
Gemeinde weitere Vertreter zustehen, werden 
diese vom Gemeinderat auf die Dauer von des-
sen Amtszeit gewählt. Im Falle der Verhinderung 
wird das Stimmrecht der weiteren Vertreter vom 
Bürgermeister ihrer Gemeinde oder von dessen 
Stellvertreter wahrgenommen. 

 
 

§ 6 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

 
Die Verbandsversammlung beschließt über alle Ange-
legenheiten des Verbandes, soweit diese nicht durch 
Gesetz oder Satzung dem Verwaltungsrat oder dem 
Verbandsvorsitzenden übertragen sind. 
 
 

§ 7 

Verwaltungsrat 
(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Verbands-

vorsitzenden, seinem Stellvertreter und fünf wei-
teren Mitgliedern. Letztere und die gleiche Zahl 
von Stellvertretern werden von der Verbandsver-
sammlung auf 6 Jahre aus ihrer Mitte gewählt. 
Bis zum Zusammentreten eines neu gewählten 
Verwaltungsrates versehen die bisherigen Mit-
glieder ihr Amt weiter. 
 

(2) Das Ausscheiden aus der Verbandsversamm-
lung hat das Ausscheiden aus dem Verwaltungs-
rat zur Folge. Erforderlichenfalls kann die Ver-
bandsversammlung für die Restdauer der 6 Jah-
re einen Ersatzmann wählen. 
 

(3) Der Verwaltungsrat bereitet die Verhandlungen 
der Verbandsversammlung vor. Folgende Aufga-
ben sind ihm zur dauernden Erledigung übertra-
gen: 
 
a) Entscheidungen über Angelegenheiten, die  
    Einnahmen und Ausgaben bis zu 100.000 €   
    betreffen, sofern nicht der Verbandsvorsitzen- 
    de zuständig ist. Bei fortlaufenden Verpflich- 
    tungen ist der Jahresbetrag zugrundezulegen. 
 
b) Niederschlagung und Erlass von Forderungen 
    bis zu 5.000 € im Einzelfall, sofern nicht der 
    Verbandsvorsitzende zuständig ist; 
 
c) Stundung von Forderungen bis zu 10.000 € im 
    Einzelfall und längstens bis zu einem Jahr,  
    sofern nicht der Verbandsvorsitzende zustän- 
    dig ist; 
 
d) Einstellung, Entlassung von Arbeitern für  
    dauernden Einsatz und Festsetzung ihrer  
    Entlohnung. 
 

(4) In Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden, 
kann der Verwaltungsrat an Stelle der Verbands-
versammlung beschließen. Die Art der Erledi-
gung ist der Verbandsversammlung bei ihrem 
nächsten Zusammentreten mitzuteilen. 
 

(5) Die Verbandsversammlung kann jede Angele-
genheit an sich ziehen und Entscheidungen, so-
fern sie noch nicht vollzogen sind, ändern oder 
aufheben. 

 
 

§ 8 
Verbandsvorsitzender 

 
(1) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter 

werden von der Verbandsversammlung aus ihrer 
Mitte auf 6 Jahre gewählt.  
 

(2) Der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzender der 
Verbandsversammlung und des Verwaltungsra-
tes. Er leitet die Verbandsverwaltung und vertritt 
den Zweckverband. 
 



(3) Folgende Aufgaben werden ihm zur dauernden 
Erledigung übertragen: 
 
a) Entscheidungen über Angelegenheiten, die  
    Einnahmen und Ausgaben bis 5.000 €  
    betreffen. Bei fortlaufenden Verpflichtungen ist  
    der Jahresbetrag zugrundezulegen; 
 
b) Aufnahme von Kassenkrediten; 
 
c) Niederschlagung und Erlass von Forderungen  
    bis 500 € im Einzelfall; 
 
d) Stundung von Forderungen bis 1.000 € im  
    Einzelfall und längstens bis zu einem Jahr; 
 
e) Einstellung und Entlassung von Arbeitern für  
    kurzzeitigen Einsatz und Festsetzung ihrer  
    Entlohnung. 
 

(4) In Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden 
kann der Verbandsvorsitzende an Stelle des 
Verwaltungsrates entscheiden. Die Art der Erle-
digung ist dem Verwaltungsrat bei seinem nächs-
ten Zusammentreten mitzuteilen. 
 

(5) Die Verbandsversammlung oder der Verwal-
tungsrat können allgemein oder im Einzelfall 
Weisungen erteilen, jede Angelegenheit an sich 
ziehen und Entscheidungen, solange sie noch 
nicht vollzogen sind, ändern oder aufheben. 
 

(6) Der Verbandsvorsitzende erhält eine Aufwands-
entschädigung, die in der "Satzung über die Ent-
schädigung für ehrenamtliche Tätigkeit" geregelt 
wird. 

 
 

§ 9 
Bedienstete des Zweckverbands 

 
(1) Von der Verbandsversammlung wird ein Ver-

bandspfleger gewählt; er ist ehrenamtlich oder 
nebenamtlich tätig. Der Verbandspfleger führt die 
Niederschriften über die Sitzungen der Ver-
bandsorgane, sofern die Verbandsversammlung 
nicht einen besonderen Schriftführer bestellt. 
 

(2) Sofern der Verbandspfleger nicht Mitglied der 
Verbandsversammlung und des Verwaltungsrats 
ist, nimmt er an den Verhandlungen dieser Orga-
ne mit beratender Stimme teil. 
 

(3) Zur technischen Betreuung der Verbandsanlagen 
stellt der Zweckverband die erforderlichen Be-
diensteten ein. 

 
 

§ 10 
Aufwandsentschädigungen,  

Tagegelder, Reisekosten 
 
Aufwandsentschädigungen, Tagegelder und Reise-
kosten werden in der "Satzung über die Entschädi-
gung für ehrenamtliche Tätigkeit" geregelt. 

 
 
 
 
 
 
III. Wirtschaftsführung, Deckung 
des Aufwands 

 
§ 11 

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 
 
(1) Auf die Wirtschaftsführung und das Rechnungs-

wesen des Zweckverbands finden die Bestim-
mungen des kommunalen Eigenbetriebsrechts 
sinngemäß Anwendung. Die Bücher werden in 
Form einer betriebskameralistischen 
Verbundsrechnung geführt, 
 

(2) Wirtschaftsjahr des Zweckverbands ist das Ka-
lenderjahr. 

 
 

§ 12 
Betriebskostenumlage 

 
(1) Die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten 

sowie die betriebsnotwendigen Abschreibungen 
und der Aufwand für die Verzinsung der Schul-
den werden jährlich auf die Verbandsgemeinden 
entsprechend dem Wasserverbrauch umgelegt. 
Die Umlage wird in Monatsraten erhoben, die 
nach dem Wasserverbrauch des abgelaufenen 
Monats bemessen werden. 
 

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler 
festgestellt. Diese stehen im Eigentum und in der 
Unterhaltung des Zweckverbands. Jede Ver-
bandsgemeinde ist berechtigt, auf ihre Kosten 
einen Kontrollzähler setzen zu lassen. Wenn 
Hauptzähler und Kontrollzähler nicht überein-
stimmen, oder wenn Zähler ausfallen, so wird der 
Wasserverbrauch vom Verbandsvorsitzenden 
nach gewissenhafter Schätzung festgesetzt. Die 
betroffene Verbandsgemeinde kann hierüber ei-
ne Entscheidung  der Verbandsversammlung 
verlangen. 

 
 

§ 13 
Anlagenfinanzierung 

 
(1) Die Kosten der Anschaffung, Erweiterung oder 

Änderung der verbandseigenen Anlagen (Anla-
gevermögen) sowie die Kosten der betriebsnot-
wendigen Vorratshaltung (Umlaufvermögen) 
werden vom Zweckverband soweit eigene Mittel, 
besondere Kostenanteile von Mitgliedsgemein-
den oder Zuschüsse des Staates nicht zur Verfü-
gung stehen durch Darlehen finanziert. Diese 
können auch bei den Verbandsgemeinden auf-
genommen werden. 
 



(2) Für die in Absatz 1 genannten Zwecke können 
auch Kapitaleinzahlungen von den Verbandsge-
meinden (Kapitalumlage) eingefordert werden. 
Hierüber entscheidet die Verbandsversammlung 
bei der Feststellung des Wirtschaftsplanes und 
der Jahresumlage. Die Kapitalumlage wird zu-
sammen mit der Betriebskostenumlage (§ 12) 
entsprechend dem Wasserverbrauch umgelegt 
und erhoben (Jahresumlage). 
 

(3) Das gleiche gilt für die Aufbringung der Mittel zur 
planmäßigen Schuldentilgung, soweit die jähr- 
lichen Abschreibungsmittel hierzu nicht ausrei-
chen. 

 
 
VI. Satzungsänderungen, Eintritt und Aus-
tritt von Verbandsgemeinden, Auflösung 
des Zweckverbands 
 

§ 14 
Änderung der Verbandssatzung 

 
Änderungen dieser Satzung können nur mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln sämtlicher Mitglieder der 
Verbandsversammlung beschlossen werden. 
 
 

§ 15 
Eintritt und Ausscheiden von Mitgliedern 

 
(1) Der Beitritt oder das Ausscheiden von Gemein-

den sind als Satzungsänderung (§ 14) zu behan-
deln. 
 

(2) Die ausscheidende Verbandsgemeinde haftet für 
die bis zu ihrem Ausscheiden entstandenen Ver-
bindlichkeiten des Zweckverbands weiter. Einen 
Rechtsanspruch auf Beteiligung am Verbands-
vermögen hat sie nicht. 

 
 

§ 16 
Auflösung des Zweckverbands 

 
(1) Die Verbandsversammlung kann einen Be-

schluss über die Auflösung des Zweckverbands 
nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln ihrer sat-
zungs- 
mäßigen Mitgliederzahl fassen. 
 

(2) Zur Auflösung des Zweckverbands ist außerdem 
die Zustimmung sämtlicher Verbandsgemeinden 
notwendig. 
 

(3) Im Falle der Auflösung gehen das Vermögen und 
die Verbindlichkeiten des Zweckverbands auf die 
Verbandsgemeinden in dem Verhältnis ihrer Be-
teiligung an der Jahresumlage (§§ 12 und 13) im 
Durchschnitt der letzten 10 Jahre über. 

 
 
V. Sonstiges 
 

§ 17 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
Öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbands 
erfolgen im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg. 

 
§ 18 

Entscheidung von Streitigkeiten 
 

Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und 
seinen Mitgliedern sowie den Verbandsmitgliedern 
untereinander über Rechte und Pflichten aus dem 
Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde als 
Schlichtungsstelle anzurufen. Einigen sich die Partei-
en über die Vorschläge dieser Behörde zur gütlichen 
Beilegung des Streites nicht, so steht der Rechtsweg 
offen. 
 
 

§ 19 
Inkrafttreten der Neufassung der Satzung 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisheri-
ge Verbandssatzung in der Fassung vom 09. Juni 
1989 außer Kraft. 
 
 
 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim 
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 
4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich in-
nerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser 
Satzung gegenüber dem Zweckverband geltend ge-
macht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sit-
zung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind.  
 
 
Ausgefertigt! 
 
Dornhan, den 12. Dezember 2002 
Zweckverband Heimbach – Wasserversorgungs-
gruppe 
 
 
 
Wößner 
Verbandsvorsitzender 
 


